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und in ihrem Verantwortungsbereich die Erfüllung der dem 
Verurteilten auferlegten Pflichten zu kontrollieren. Sie haben 
zu sichern, daß der Verurteilte in einem geeigneten Kollektiv 
arbeitet und dieses bei der Erziehung zu unterstützen. Bei 
Verletzung der mit der Verurteilung auferlegten Pflichten 
können die Kollektive beim Leiter Maßnahmen gemäß Ab­
satz 2 Ziffer 1 beantragen oder beim Gericht Anträge gemäß 
Absatz 2 Ziffer 2 stellen.

(2) Bei Verletzung der mit der Verurteilung auf Bewährung 
auferlegten Pflichten aus § 33 Absätze 3 und 4 Ziffern 1, 2 und 
6 haben die Leiter der Betriebe, der staatlichen Organe und 
Einrichtungen oder die Vorstände der Genossenschaften das 
Recht,

1. Maßnahmen der disziplinarischen Verantwortlichkeit — 
außer fristlose Entlassung — anzuwenden, wenn diese 
nach den gesetzlichen Bestimmungen zulässig sind;

2. gerichtliche Maßnahmen nach § 35 Absatz 5 oder den Voll­
zug der angedrohten Freiheitsstrafe zu beantragen. Der 
Antrag soll mit dem Kollektiv, dem der Verurteilte ange­
hört, oder dem zuständigen gesellschaftlichen Gericht oder 
dem Schöffenkollektiv beraten werden.

§33
Verurteilung auf Bewährung

(1) Mit der Verurteilung auf Bewährung soll der Täter dazu 
angehalten werden, durch gewissenhafte Erfüllung seiner 
Pflichten und Bewährung in der Arbeit und in seinem per­
sönlichen Leben seine Tat gegenüber der Gesellschaft wieder­
gutzumachen, seine gesellschaftliche Verantwortung zu erken­
nen und ernst zu nehmen und das Vertrauen der Gesellschaft 
auf sein künftig verantwortungsbewußtes Verhalten zu recht- 
fertigen.

(2) Mit der Verurteilung auf Bewährung wird im Urteil eine 
Bewährungszeit von einem Jahr bis zu drei Jahren festgesetzt, 
mit der dem Verurteilten bestimmte Pflichten auferlegt wer­
den können. Zugleich wird eine Freiheitsstrafe für den Fall 
angedroht, daß der Verurteilte seiner Pflicht zur Bewährung 
schuldhaft nicht nachkommt. Die Dauer der anzudrohenden 
Freiheitsstrafe beträgt mindestens drei Monate und höchstens 
zwei Jahre. Sie darf die Obergrenze der im verletzten Gesetz 
angedrohten Freiheitsstrafe nicht überschreiten. Ist in diesem 
keine Freiheitsstrafe angedroht, beträgt sie höchstens ein 
Jahr.

(3) Bei Straftaten, die materielle Schäden verursacht haben, 
ist der Verurteilte zu verpflichten, den angerichteten Schaden 
durch Schadensersatzleistung oder, mit Einverständnis des Ge­
schädigten, durch eigene Arbeit wiedergutzumachen. Das Ge­
richt kann hierfür Fristen festsetzen.

(4) Um die Wirksamkeit der Strafe zu gewährleisten, kann 
der Verurteilte für die Dauer der Bewährungszeit verpflichtet 
werden,

1. durch Bewährung am Arbeitsplatz zu zeigen, daß er rich­
tige Lehren aus seiner Tat und seiner Verurteilung gezo­
gen hat (§ 34);

2. sein Arbeitseinkommen und andere Einkünfte für Auf­
wendungen der Familie, Unterhaltsverpflichtungen sowie 
für weitere materielle Verpflichtungen zu verwenden;

3. bestimmte Örtlichkeiten nicht zu besuchen;
4. unbezahlte gemeinnützige Arbeit in der Freizeit bis zur 

Dauer von zehn Arbeitstagen zu verrichten;
5. sich einer fachärztlichen Behandlung zu unterziehen, wenn 

dies zur Verhütung weiterer Rechtsverletzungen notwen­
dig ist;

6. in bestimmten Abständen dem Gericht, dem Leiter oder 
dem Kollektiv über die Erfüllung der ihm auferlegten 
Pflichten zu berichten (§ 32).

(5) Neben der Verurteilung auf Bewährung kann gemäß 
§ 23 Absatz 2 auf Zusatzstrafen, insbesondere auf Geldstrafe, 
Aufenthaltsbeschränkung oder Tätigkeitsverbot, erkannt wer­
den.

§34
Verpflichtung zur Bewährung am Arbeitsplatz

(1) Die Verpflichtung zur Bewährung am Arbeitsplatz soll 
den Täter durch die Einwirkung des Kollektivs am Arbeits­
platz zu einer verantwortungsbewußten Einstellung zur so­
zialistischen Arbeit und seinen anderen Pflichten erziehen.

(2) Das Gericht verpflichtet den Angeklagten im Urteil, sei­
nen bisherigen oder einen ihm zuzuweisenden Arbeitsplatz 
nicht zu wechseln. Diese Verpflichtung wird für eine be­
stimmte, die Bewährungszeit nicht überschreitende Frist aus­
gesprochen. Der Verurteilte soll am bisherigen Arbeitsplatz 
oder im bisherigen Betrieb verbleiben. Der Betrieb hat dafür 
zu sorgen, daß die erzieherische Wirkung der Bewährung 
am Arbeitsplatz gewährleistet ist. Ein Wechsel des Betriebes 
durch den Verurteilten oder die Lösung des Arbeitsrechtsver­
hältnisses. durch den Betrieb ist nur aus zwingenden Grün­
den zulässig und bedarf der Zustimmung des Gerichts.

§35
Abschluß oder Widerruf der Bewährungszeit

(1) Läuft die Bewährungszeit ab, ohne daß die Vorausset­
zungen für den Widerruf eingetreten sind, darf die angedrohte 
Freiheitsstrafe nicht mehr vollzogen werden.

(2) Macht der Verurteilte während der Bewährungszeit be­
sonders anerkennenswerte Fortschritte in seiner gesellschaft­
lichen und persönlichen Entwicklung und erfüllt er die ihm 
für die Bewährungszeit auferlegten Pflichten vorbildlich, 
kann das Gericht auf Antrag des für die erzieherische Einwir­
kung verantwortlichen Leiters (§ 32), eines Kollektivs, dem 
der Verurteilte angehört, oder eines Bürgen nach Ablauf von 
mindestens einem Jahr den Rest der Bewährungszeit durch 
Beschluß erlassen. Absatz 1 gilt entsprechend.

(3) Die angedrohte Freiheitsstrafe ist zu vollziehen, wenn 
der Verurteilte während der Bewährungszeit eine vorsätzliche 
Straftat begeht, für die eine Strafe mit Freiheitsentzug ausge­
sprochen wird.

(4) Die angedrohte Freiheitsstrafe kann vollzogen werden, 
wenn der Verurteilte während der Bewährungszeit

1. wegen einer fahrlässigen Straftat oder zu einer Geldstrafe 
verurteilt wird;

2. sich einer im Urteil gemäß § 33 Absätze 3 und 4 sowie § 34 
auferlegten Verpflichtung zur Bewährung und Wiedergut­
machung entzieht;

3. durch undiszipliniertes Verhalten gegenüber seinen gesell­
schaftlichen Verpflichtungen zum Ausdruck bringt, daß er 
keine Lehren aus der Verurteilung gezogen hat;

4. einer Aufenthaltsbeschränkung oder einem Tätigkeitsver­
bot zuwiderhandelt oder sich seiner Verpflichtung zur 
Zahlung einer Geldstrafe entzieht;

5. einer nach § 33 Absatz 4 Ziffer 5 ausgesprochenen Ver­
pflichtung zur fachärztlichen Behandlung nicht nach­
kommt.

(5) Das Gericht beschließt über den Vollzug der Freiheits­
strafe. Ist der Widerruf der Bewährungszeit nicht erforderlich, 
kann das Gericht dem Verurteilten eine Verwarnung erteilen 
und ihn nachdrücklich darauf hinweisen, daß im Wiederho­
lungsfälle der Vollzug der Freiheitsstrafe angeordnet wird. 
Zusätzlich kann es den Verurteilten verpflichten, unbezahlte 
gemeinnützige Arbeit in der Freizeit bis zur Dauer von sechs 
Arbeitstagen zu verrichten.

(6) Erfolgt die Anordnung des Vollzuges wegen einer Zuwi­
derhandlung gegen eine Aufenthaltsbeschränkung oder ein . 
Tätigkeitsverbot, ist § 238 nicht anzuwenden.


